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Für das Integrationsbarometer werden in 

regelmäßigen Zeitabständen 1.000 öster-

reichische Staatsbürger/innen zum Zusam-

menleben von Menschen mit und ohne 

Migrationshintergrund befragt. Damit sollen 

Entwicklungen bei den Einstellungen und 

Wahrnehmungen der österreichischen Bevöl-

kerung zum Thema der Integration über die 

letzten Jahre hinweg erhoben werden. 

Die Ergebnisse der Befragung vom August 

2017 zeigen, dass mehr als die Hälfte aller 

Befragten das Verhältnis von Österreich/

innen und Zuwander/innen als negativ 

bewerten. Im Vergleich zur vorangegangenen 

Befragung vom März 2017 zeigt sich damit 

eine leichte Verschlechterung der Wahr-

nehmungen zum Zusammenleben. Deut-

lich schlechter wird das Zusammenleben 

zwischen Muslim/innen und Nicht-Muslim/

innen bewertet: Mehr als 6 von 10 Befragten 

nehmen dieses als negativ wahr. Drei Viertel 

der Befragten sind der Meinung, dass in 

Österreich Parallelgesellschaften existieren. 

8 von 10 Befragten sprechen sich dafür aus, 

dass islamische Kindergärten und Moscheen 

strenger kontrolliert werden. Drei Viertel der 

Befragten geben aber auch an, dass ein an 

europäischen Werten ausgerichteter Islam 

Teil Europas sein kann. 

In einer Gesellschaft im Umbruch gilt es die 

Frage zu beantworten, wie eine gemeinsame 

Basis des Zusammenlebens zu gestalten ist 

und wie ein möglichst solidarisches, friedli-

ches und die Freiheit des Einzelnen berück-

sichtigendes Zusammenleben in Österreich 

gelingen kann. Mit dem neuen Integrations-

gesetz wurden 2017 klare Verpflichtungen 

für Flüchtlinge geschaffen, um staatlich 

angebotene Integrationsberatung, Deutsch-

kurse sowie Werte- und Orientierungskurse 

in Anspruch zu nehmen. Der Österreichische 

Integrationsfonds (ÖIF) setzt dabei auf zahl-

reiche Maßnahmen, um die Integration von 

Flüchtlingen und Zuwander/innen zu unter-

stützen und damit einen Beitrag für das gute 

Zusammenleben in Österreich zu leisten.

Franz Wolf

Geschäftsführer des  

Österreichischen Integrationsfonds

Vorwort
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Kernergebnisse
1

— Die Bewertung des Zusammenlebens 

zwischen Zuwander/innen und autochthonen 

Österreicher/innen wird im August im Ver-

gleich zu vorangegangenen Umfragewellen 

etwas kritischer gesehen. Diese Ergebnisse 

führen den leicht negativen Trend der letzten 

Umfragewellen fort. Hintergründe dafür 

könnten einerseits in Vorkommnissen inner-

halb der letzten Monate, andererseits in der 

andauernden medialen Diskussion über das 

Thema liegen. Am kritischsten wird zudem 

das Zusammenleben zwischen Muslim/innen 

und Nichtmuslim/innen bewertet, am zweit-

schlechtesten jenes zwischen Österreicher/

innen und Flüchtlingen und am besten jenes 

zwischen Österreicher/innen und „Zuwander/

innen“ (ohne weitere Konkretisierung). Das 

zeigt die kulturelle Dimension des Themas. 

— Die Mehrheit der Bevölkerung spricht 

sich dafür aus, dass Flüchtlinge, die Mindest-

sicherung beziehen, verpflichtend gemein-

nützig in der Gemeinde arbeiten sollten.

  

— Beim Thema Bildung sprechen sich 

72% für eine verpflichtende Teilnahme am 

Schwimmunterricht ohne Rücksicht auf 

religiöse Gründe, 88% für ein verpflichten-

des zweites Kindergartenjahr bei schlechten 

Deutschkenntnissen und 86% für strengere 

Kontrollen der Deutschkenntnisse des Kin-

dergartenpersonals aus.

— Im Bereich Sozialleistungen sind 63% 

für eine Auszahlung von Sozialleistungen 

an EU-Bürger/innen erst nach fünf Jahren. 

80% sind für das Angleichen von im Ausland 

bezogener Familienbeihilfe an das Einkom-

mensniveau des jeweiligen Landes. Auch 

sollte der Zugriff auf Gemeindewohnungen 

nicht erleichtert werden und die Auszahlung 

von Sozialleistungen an die Integrationsbe-

reitschaft gekoppelt sein.

— Muslim/innen werden deutlich 

 skeptischer bewertet als andere Integrations-

gruppen.
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1Kernergebnisse

— Die Existenz von Parallelgesellschaften 

wird von 74% der Bevölkerung bejaht.

— Diese Parallelgesellschaften werden 

hauptsächlich mit muslimischen Gruppen in 

Verbindung gebracht.

— Die Bemühungen sowohl der österrei-

chischen Bevölkerung und Politik als auch 

der Flüchtlinge selbst werden mehrheitlich 

kritisch betrachtet.

— Beim Thema Islam sind 80% der Men-

schen für strengere Kontrollen in Moscheen, 

um möglichen Radikalisierungsentwicklun-

gen entgegenzuwirken. 86% sprechen sich 

für eine strengere Kontrolle der Auslands-

finanzierung von Moscheen aus und 84% 

für strengere Kontrollen von islamischen 

Kindergärten. Der Aussage, der Islam gehöre 

zu Österreich, stimmt eine Mehrheit von 73% 

nicht zu.

 — Der Erwerb der österreichischen Staats-

bürgerschaft soll aus Sicht der Bevölkerung 

nicht erleichtert werden und auch Doppel-

staatsbürgerschaften steht man sehr kritisch 

gegenüber. 

— 46% der Befragten geben an, ihr 

persönliches Sicherheitsgefühl habe sich 

durch die ankommenden Flüchtlinge ver-

schlechtert. Seit der letzten Umfragewelle 

im Dezember 2016 ist dieser Anteil leicht 

gesunken, damals gaben 53% an, ihr Sicher-

heitsgefühl habe sich verschlechtert. 
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Hintergrund der Studie 
und Methodik

2

Ziel des Integrationsmonitors ist es, Ein-

stellungen und Stimmungsströmungen im 

Zusammenhang mit dem Thema Integration 

sowohl in der österreichischen Bevölkerung 

als auch unter Menschen mit Migrationshin-

tergrund regelmäßig zu erheben. Peter Hajek 

Public Opinion Strategies führt dazu eine 

regelmäßige Umfrage durch, um aktuelle 

Stimmungen und Meinungsverschiebungen 

regelmäßig und zeitgerecht erfassen zu kön-

nen. Die vorliegende Publikation umfasst jene 

Befragungen, die im März und August 2017 

durchgeführt wurden.

In beiden Befragungswellen wurden 1.000 

Österreicher/innen (österreichische Staats-

bürger/innen) ab 16 Jahren repräsentativ 

befragt. Die Befragung wurde teils in Form 

einer telefonischen Befragung und teils in 

Form einer Onlinebefragung durchgeführt. 

Dieser Methodenmix hat sich als sehr gute 

Variante bewährt, um sowohl die Gruppe der 

jungen Menschen (online) als auch die  

höheren Altersschichten (telefonisch) gut  

zu erreichen. Die Feldarbeit fand zwischen  

28. März und 5. April bzw. zwischen 1. und  

11. August 2017 statt. 
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Ergebnisse im Detail
3

Bewertung des Zusammenlebens

Das Zusammenleben zwischen Österreicher/

innen und Zuwander/innen bewertet die 

Bevölkerung etwa zur Hälfte positiv und zur 

Hälfte negativ. Kritischer äußern sich nied-

riger Gebildete (Menschen ohne Matura), 

Menschen im ländlichen Raum, also Men-

schen in Gemeinden mit weniger als 5.000 

Einwohner/innen, Menschen aus dem Osten 

und Süden Österreichs und Menschen, die 

Parallelgesellschaften vermuten.

ABB. 1: BEWERTUNG DES ZUSAMMENLEBENS ZWISCHEN 
ÖSTERREICHER/INNEN UND ZUWANDER/INNEN

weiß nicht/
keine Angabe

sehr schlechteher schlechteher gutsehr gut

5

12
10

13

3 4 56
4

41
44

41
39

35
38

Angaben in %

●	 Dezember 2016
●	 März 2017
●	 August 2017

Rundungsdifferenzen möglich.
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Diese Eintrübung zeigt sich auch im Zeitver-

gleich bei der Bewertung des Zusammen-

lebens zwischen Muslim/innen und Nicht-

muslim/innen in Österreich. Hier sind 

niedrigere Bildungsschichten, Menschen  

aus Süd- und Westösterreich und Menschen, 

die Parallel gesellschaften vermuten, sowie 

die Gruppe der 30- bis 49-Jährigen kritischer 

eingestellt. 

Im Vergleich zu der letzten Umfragewelle 

zeigt sich eine leichte Eintrübung der Stim-

mung auf das Niveau von Dezember 2016, 

die nun mit 51% schlechter Bewertung wieder 

knapp negativ ist. 

100
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60

40

20

0

53 52 51 48 51 50 51

41 43 43 46 45 4645

Juni 2015* Nov. 2015 März 2016 Juni 2016 Dez. 2016 März 2017 Aug. 2017

●	 gut
●	 schlecht

* GfK-Umfrage

ABB. 2: BEWERTUNG DES ZUSAMMENLEBENS ZWISCHEN 
ÖSTERREICHER/INNEN UND ZUWANDER/INNEN: ZEITVERLAUF

Angaben in %
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●	 schlecht
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ABB. 4: BEWERTUNG DES ZUSAMMENLEBENS ZWISCHEN 
MUSLIM/INNEN UND NICHTMUSLIM/INNEN IN ÖSTERREICH: ZEITVERLAUF

Angaben in %

ABB. 3: BEWERTUNG DES ZUSAMMENLEBENS ZWISCHEN 
MUSLIM/INNEN UND NICHTMUSLIM/INNEN IN ÖSTERREICH

weiß nicht/
keine Angabe

sehr schlechteher schlechteher gutsehr gut

43 2

26

31

25

42

37
40

19 18
21

11 11 12

Angaben in %

●	 Dezember 2016
●	 März 2017
●	 August 2017

Rundungsdifferenzen möglich.
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Und schließlich hat sich auch die Bewertung 

des Zusammenlebens zwischen Österrei-

cher/innen und Flüchtlingen im Vergleich 

zur letzten Umfragewelle im März etwas 

verschlechtert. Die Verschiebung hat dabei 

vorwiegend aus dem Bereich „eher gut“ hin 

zu einer negativen Bewertung stattgefunden.

Negativer äußern sich auch in diesem 

Bereich niedrig Gebildete, unter 30-Jährige 

sowie Menschen, die Parallelgesellschaften 

vermuten. 

ABB. 5: BEWERTUNG DES ZUSAMMENLEBENS ZWISCHEN 
ÖSTERREICHER/INNEN UND FLÜCHTLINGEN

weiß nicht/
keine Angabe

sehr schlechteher schlechteher gutsehr gut

4 3

33
37

32

41
38 39

16
13

19

8 7 8

3
Angaben in %

●	 Dezember 2016
●	 März 2017
●	 August 2017

Rundungsdifferenzen möglich.
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3Ergebnisse im Detail

Bewertung der Integration von 
Bevölkerungsgruppen

Die Bewertung der Integration von ver-

schiedenen Bevölkerungsgruppen fällt sehr 

unterschiedlich aus. Während die Integra-

tion von Deutschen, Ungar/innen, Kroat/

innen, Pol/innen, Bosnier/innen und Serb/

innen mehrheitlich als gut gelungen bewertet 

wird, fällt die Bewertung der Integration von 

Rumän/innen, Türk/innen, Kosovar/innen, 

Syrer/innen, Iraker/innen, Tschetschen/innen, 

Somalier/innen und Afghan/innen mehrheit-

lich kritisch bzw. als nicht gut gelungen aus. 

ABB. 6: BEWERTUNG DES ZUSAMMENLEBENS ZWISCHEN 
ÖSTER REICHER/INNEN UND FLÜCHTLINGEN: ZEITVERLAUF

100

80

60

40

20

0

52

36

58

35

57

36
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42
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●	 gut
●	 schlecht

Angaben in %
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ABB. 7: BEWERTUNG DER INTEGRATION VERSCHIEDENER 
BEVÖLKERUNGSGRUPPEN IN ÖSTERREICH (AUGUST 2017)

Deutsche

Ungar/innen

Kroat/innen

Pol/innen

Bosnier/innen

Serb/innen

Rumän/innen

Türk/innen

Kosovar/innen

Syrer/innen

Iraker/innen

Tschetschen/innen

Somalier/innen

Afghan/innen

●	 sehr gut     ●	 eher gut     ●	 weniger gut     ●	 gar nicht gut     ●	 weiß nicht/keine Angabe       

Rundungsdifferenzen möglich.

Angaben in %

5233655

113105324

93125422

155155213

116205112

127284410

131233367

62236325

231231314

172436203

242335162

213132142

332430112

203237111
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ABB. 8: BEMÜHUNG UM INTEGRATION (AUGUST 2017)

Bevölkerung

Politik

Flüchtlinge selbst

●	 sehr     ●	 eher     ●	 weniger     ●	 gar nicht     ●	 weiß nicht/keine Angabe       

Rundungsdifferenzen möglich. Angaben in %

55374212

512363611

91738307

Bemühung um Integration

Die Einschätzung der Bemühung von 

Bevölkerung, Politik und Flüchtlingen selbst 

um Integration zeigt, dass der Einsatz der 

Bevölkerung für die Integration mehrheitlich 

positiv bewertet wird, während der Einsatz 

der Regierung und der Flüchtlinge selbst 

mehrheitlich kritisch eingeschätzt wird. 

Jedoch sehen auch 42% der Befragten die 

Bemühungen der Österreicher/innen als 

ausbaufähig an.

Das Bemühen der Politik bewerten Männer, 

niedrige Bildungsschichten, Menschen, die 

am Land leben, Menschen aus Mittelöster-

reich sowie Menschen, die Parallelgesell-

schaften vermuten, kritischer.

Das Bemühen der Flüchtlinge selbst um 

Integration sehen niedrige Bildungsschich-

ten, Menschen aus dem Westen Österreichs 

sowie Menschen, die Parallelgesellschaften 

vermuten, kritischer.
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Zustimmung zu Vorschlägen und  
Aussagen im Bereich Flüchtlinge,  
Zuwanderung und Integration

Ganze 86% der Bevölkerung sprechen sich für 

eine strengere Kontrolle der Auslandsfinan-

zierung von Moscheevereinen in Österreich 

aus, insbesondere über 50-Jährige und Men-

schen, die Parallelgesellschaften vermuten. 

Auch der Vorschlag, die Mindestsicherung 

nach mehrmaliger Ablehnung von Joban-

geboten auszusetzen, findet bei 80% der 

Bevölkerung Zustimmung. Diesem Vorschlag 

können vor allem niedrig Gebildete, über 

50-Jährige, im Osten Österreichs lebende 

und Parallelgesellschaften vermutende Men-

schen etwas abgewinnen. 

Die Vorschläge des Nichttragens von Kopf-

tüchern (69%) sowie anderer sichtbarer 

religiöser Symbole von Kindergartenpersonal 

und Lehrerinnen (52%) und die Einführung 

einer generellen Obergrenze von Kindern mit 

nicht deutscher Muttersprache in Kindergär-

ten und Schulen (70%) werden mehrheitlich 

unterstützt.

Die Idee, dass Kindergärten auf religiöse  

Speisegebote Rücksicht nehmen sollten,  

wird jeweils von 48% der Bevölkerung unter-

stützt bzw. abgelehnt. Sehr kritisch sehen das 

Männer und Menschen im Süden Österreichs.
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ABB. 9: ZUSTIMMUNG ZU VORSCHLÄGEN IM BEREICH 
FLÜCHTLINGE, ZUWANDERUNG UND INTEGRATION (AUGUST 2017)

Auslandsfinanzierung von Moscheevereinen in 
Österreich sollte verstärkt kontrolliert werden.

Aussetzen der Mindestsicherung nach  
mehrmaliger Ablehnung von Jobangeboten.

Kindergartenpersonal und Lehrerinnen  
sollten kein Kopftuch tragen.

Einführung einer generellen Obergrenze von 
Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache in 

Schulen und Kindergärten.

Kindergartenpersonal und Lehrerinnen  
aller Konfessionen sollten keine sichtbaren 

religiösen Symbole tragen.

Kindergärten sollten auf religiöse  
Speisegebote Rücksicht nehmen.

●	 sehr dafür     ●	 eher dafür     ●	 eher dagegen     ●	 sehr dagegen     ●	 weiß nicht/keine Angabe       

Rundungsdifferenzen möglich.

Angaben in %

4551571

46102060

412151653

610152644

521231735

527212523
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ABB. 10: EXISTENZ VON PARALLELGESELLSCHAFTEN IN ÖSTERREICH

weiß nicht/
keine Angabe

neinja

Angaben in %

●	 März 2017
●	 August 2017

74
67

12 13 15
20

Rundungsdifferenzen möglich.

Themenbereich Parallelgesellschaften  
in Österreich

Die Existenz von Parallelgesellschaften in 

Österreich vermuten 74% der Bevölkerung. 

Besonders Männer, 30- bis 49-Jährige und 

höhere Bildungsschichten nehmen die Exis-

tenz von Parallelgesellschaften wahr.

Problematische Parallelgesellschaften
Als problematischste Parallelgesellschaften 

werden Türk/innen (21%) und Muslim/innen 

(20%) gesehen, gefolgt von Tschetschen/

innen (6%), Islamist/innen (5%), Flüchtlin-

gen/Asylant/innen (5%), jenen, die sich nicht 

integrieren wollen (4%), radikal religiösen 

Gemeinschaften (4%), Afghan/innen (3%), 

arm und reich (3%), Afrikaner/innen (2%) 

und Syrer/innen (2%). Sehr kritisch werden 

Türk/innen von über 50-jährigen Menschen, 

in Wien und im Westen Österreichs lebenden 

Menschen eingeschätzt.
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ABB. 11: PROBLEMATISCHE PARALLELGESELLSCHAFTEN (AUGUST 2017)

Türk/innen

Muslim/innen

Tschetschen/innen

Islamist/innen

Flüchtlinge/Asylant/innen

Jene, die sich nicht integrieren wollen

(Radikal) religiöse Gemeinschaften

Afghan/innen

Arm und reich/Zweiklassengesellschaft

Afrikaner/innen

Syrer/innen

Sonstige

Weiß nicht/keine Angabe 26

18

2

2

3

3

4

4

5

5

6

20

21

Zustimmung zu Vorschlägen zur Ver
hinderung von Parallelgesellschaften
Der Vorschlag, islamische Kindergärten stren-

ger zu kontrollieren, findet im August (84 %) 

mehr Zustimmung als im März (77 %). Sehr 

große Zustimmung findet dieser Vorschlag 

bei über 50-Jährigen, im Osten Österreichs 

Lebenden und Menschen, die Parallelgesell-

schaften vermuten.

Die Zustimmung zu einem verpflichtenden 

zweiten Kindergartenjahr bleibt stabil bei 88% 

im Vergleich zum März. Über 50-Jährige und 

im Osten Österreichs lebende Menschen kön-

nen diesem Vorschlag sehr viel abgewinnen. 

Einer Deutschpflicht als Voraussetzung für 

Gemeindewohnungen (76%), strengeren 

Kontrollen von Deutschkenntnissen (86%) 

Angaben in %Spontane Nennungen, Mehrfachnennungen möglich.
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ABB. 12: ZUSTIMMUNG ZU VORSCHLÄGEN ZUR VERHINDERUNG 
VON PARALLELGESELLSCHAFTEN (AUGUST 2017)

Besserer Zugang für Flüchtlinge und  
Zuwander/innen zu Gemeindewohnungen.

Deutschpflicht als Voraussetzung  
für Gemeindewohnungen.

Islamische Kindergärten  
strenger kontrollieren.

Ein verpflichtendes zweites Kindergartenjahr 
für jene Kinder, die nicht gut genug  

Deutsch sprechen.

Der Erwerb der österreichischen  
Staatsbürgerschaft sollte erleichtert werden.

Strengere Kontrollen von Deutschkenntnissen 
des Kindergartenpersonals.

Die Auszahlung von Sozialleistungen an 
anerkannte Flüchtlinge sollte an die Integra-
tionsbereitschaft, beispielsweise den Besuch 

von Deutschkursen, und die Verpflichtung 
zur Einhaltung österreichischer Grundwerte 

gekoppelt werden.

●	 stimme sehr zu     ●	 eher zu      ●	 weniger zu     ●	 gar nicht zu     ●	 weiß nicht/keine Angabe       

Rundungsdifferenzen möglich.

Angaben in %

93028259

38142254

4571965

2562167

65722115

4382066

2341773

sowie einer Koppelung der Auszahlung von 

Sozialleistungen an anerkannte Flüchtlinge 

an ihre Integrationsbereitschaft (90%) stimmt 

die Mehrheit der Menschen zu.

Mehrheitliche Ablehnung, wie auch im März, 

erfahren die Vorschläge, einen besseren 

Zugang für Flüchtlinge und Zuwander/innen 

zu Gemeindewohnungen zu schaffen (58%) 

sowie die Erleichterung des Erwerbs der 

österreichischen Staatsbürgerschaft (79%). 
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ABB. 13: ZUSTIMMUNG ZU VORSCHLÄGEN ZUR VERHINDERUNG 
VON PARALLELGESELLSCHAFTEN: ZEITVERLAUF

Islamische Kindergärten 
strenger kontrollieren.

Ein verpflichtendes zweites 
Kindergartenjahr für jene 

Kinder, die nicht gut genug 
Deutsch sprechen.

Besserer Zugang für Flücht-
linge und Zuwander/innen 
zu Gemeindewohnungen.

Der Erwerb der österreichi-
schen Staatsbürgerschaft 
sollte erleichtert werden.

●	 stimme sehr zu     ●	 eher zu      ●	 weniger zu     ●	 gar nicht zu     ●	 weiß nicht/keine Angabe       

Rundungsdifferenzen möglich.

Angaben in %

August 2017

März 2017

August 2017

März 2017

August 2017

März 2017

August 2017

März 2017

4571965

49101958

2562167

3651868

93028259

1031282111

65722115

6572386

Zustimmung zu Vorschlägen und Aussagen 

im Bereich Flüchtlinge, Zuwanderung und 

Integration (März 2017)

 

Der Vorschlag, dass Flüchtlinge, die Mindest-

sicherung beziehen, verpflichtend gemein-

nützige Arbeiten in der Gemeinde überneh-

men sollen, erfährt von 85% der Menschen 

Zustimmung. Diesem Vorschlag können vor 

allem über 50-Jährige und im Süden Öster-

reichs lebende Menschen etwas abgewin-

nen. Die Anpassung der Familienbeihilfe an 

das Landesniveau für im Ausland lebende 

Kinder sowie die Teilnahme aller Kinder am 

verpflichtenden Schwimmunterricht werden 

ebenfalls mehrheitlich befürwortet.
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Der Vorschlag, EU-Bürger/innen erst nach 

fünf Jahren Aufenthalt in Österreich Sozial-

leistungen auszuzahlen, trifft auch auf große 

Zustimmung (63%), insbesondere bei am 

Land lebenden Menschen und Menschen im 

Osten Österreichs.

Die Forderung nach strengerer Kontrolle von 

Moscheen ist gleich stark wie im Dezember 

2016 und ausgeprägter bei Menschen, die im 

Süden Österreichs leben.

ABB. 14: ZUSTIMMUNG ZU VORSCHLÄGEN IM BEREICH 
FLÜCHTLINGE, ZUWANDERUNG UND INTEGRATION (MÄRZ 2017)

Die Familienbeihilfe, die für im Ausland  
lebende Kinder ausbezahlt wird, sollte dem 

Einkommensniveau des jeweiligen  
Landes angepasst werden.

Flüchtlinge, die Mindestsicherung beziehen, 
sollten verpflichtend gemeinnützige Arbeiten 

in der Gemeinde übernehmen.

Moscheen in Österreich müssen  
strenger kontrolliert werden, um möglichen 

Radika lisierungsentwicklungen  
entgegenzuwirken.

Alle Schüler/innen sollen am verpflichtenden 
Schwimmunterricht ohne Rücksicht auf  

religiöse Gründe teilnehmen müssen.

EU-Bürger/innen sollten erst nach  
fünf Jahren Aufenthalt in Österreich  

Sozialleistungen erhalten.

5771565

3582362

35112159

410132250

614172439

●	 sehr dafür     ●	 eher dafür     ●	 eher dagegen     ●	 sehr dagegen     ●	 weiß nicht/keine Angabe       

Rundungsdifferenzen möglich.

Angaben in %
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ABB. 15: ZUSTIMMUNG ZU AUSSAGEN IM BEREICH 
FLÜCHTLINGE, ZUWANDERUNG UND INTEGRATION (MÄRZ 2017)

Ein Islam, der sich an europäischen  
Werten orientiert, kann selbstverständlich  

ein Teil Europas sein.

Mein persönliches Sicherheitsgefühl hat sich 
durch die Flüchtlinge verschlechtert.

Eine Doppelstaatsbürgerschaft,  
also die Möglichkeit, z.B. eine österreichische 

und eine türkische Staatsbürgerschaft zu  
besitzen, soll möglich sein.

Der Islam gehört zu Österreich.

Der Erwerb der österreichischen  
Staatsbürgerschaft sollte erleichtert werden.

●	 stimme sehr zu     ●	 eher zu      ●	 weniger zu     ●	 gar nicht zu     ●	 weiß nicht/keine Angabe       

Rundungsdifferenzen möglich.

Angaben in %

411122945

234182125

458151211

34924159

6572386

Während die Mehrheit der Menschen der 

Aussage zustimmt, dass ein Islam, der sich 

an europäischen Werten orientiert, selbstver-

ständlich ein Teil Europas sein könne, stößt 

die Aussage, dass der Islam zu Österreich 

gehöre, auf mehrheitliche Ablehnung – ins-

besondere bei in Wien lebenden Menschen. 

Auch die Möglichkeit einer Doppelstaatsbür-

gerschaft trifft auf wenig Zustimmung (23%).

3Ergebnisse im Detail
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ABB. 16: ZUSTIMMUNG ZU AUSSAGEN IM BEREICH 
FLÜCHTLINGE, ZUWANDERUNG UND INTEGRATION: ZEITVERLAUF

Flüchtlinge, die Mindest-
sicherung beziehen, sollten 

verpflichtend gemeinnützige 
Arbeiten in der Gemeinde 

übernehmen.

Moscheen in Österreich 
müssen strenger kontrolliert 

werden, um möglichen  
Radikalisierungsentwicklun-

gen entgegenzuwirken.

Eine Doppelstaatsbürger-
schaft, also die Möglichkeit, 

z.B. eine österreichische und 
eine türkische Staatsbürger-

schaft zu besitzen,  
soll möglich sein.

Der Erwerb der  
österreichischen  

Staatsbürgerschaft sollte 
erleichtert werden.

Der Islam gehört  
zu Österreich.

●	 stimme sehr zu     ●	 eher zu      ●	 weniger zu     ●	 gar nicht zu     ●	 weiß nicht/keine Angabe       

Rundungsdifferenzen möglich.

Angaben in %

März 2017

März 2017

März 2017

März 2017

März 2017

Dezember 2016

Dezember 2016

Dezember 2016

Dezember 2016

Dezember 2016

3582362

4582855

35112159

44122258

458151211

55815167

6572386

6582394

34924159

35521147
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3Ergebnisse im Detail

●	 stimme sehr zu     ●	 eher zu      ●	 weniger zu     ●	 gar nicht zu     ●	 weiß nicht/keine Angabe       Angaben in %

ABB. 17: ENTWICKLUNG DES PERSÖNLICHEN SICHERHEITSGEFÜHLS: ZEITVERLAUF

Mein persönliches  
Sicherheits gefühl hat sich  

durch die Flüchtlinge  
verschlechtert.

März 2017

Dezember 2016

Juni 2016

27

31

26

16

17

20

3

2

27

31

234182125

Das persönliche Sicherheitsgefühl hat sich im 

Vergleich zu Dezember 2016 verbessert.
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Angaben in %

ABB. 18: BESCHREIBUNG VON PARALLELGESELLSCHAFTEN (MÄRZ 2017)

Mangelnder Integrationswille

Österreicher/innen und Ausländer/innen

Türk/innen

Islam/Islamist/innen/Muslim/innen

Eigene Regeln, Gesetze, Werte;  
Ablehnen der Gesetze und Werte der Mehrheitsgesellschaft

Abkapselung aufgrund von Herkunft/Sprache

Arm und reich

Gettobildung

Isoliert nebeneinanderher leben, nicht miteinander

Abkapselung aufgrund von Religion

Gruppen mit eigenen Geschäften, Lokalen, Organisationen

Radikale

Kann ich nicht beschreiben

12

10

9

9

8

6

5

5

4

3

1

10

15

Themenbereich Parallelgesellschaften in 
Österreich (März 2017)

Bei der Beschreibung von Parallelgesell-

schaften werden im März 2017 sehr unter-

schiedliche Beschreibungen verwendet: 

Einerseits Gruppenzuschreibungen wie 

Österreicher/innen und Ausländer/innen 

(12%), Türk/innen (10%) oder Muslime (9%), 

andererseits Attribute wie mangelnder 

Integrations wille (15%) oder Ablehnung von 

Gesetzen und Werten. (9%).

Spontane Nennungen, Mehrfachnennungen möglich,  
exkl. Sonstige, weiß nicht/keine Angabe.
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3Ergebnisse im Detail

ABB. 19: ZUSTIMMUNG ZU VORSCHLÄGEN ZUR VERHINDERUNG 
VON PARALLELGESELLSCHAFTEN (MÄRZ 2017)

Ein verpflichtendes zweites  
Kindergartenjahr für jene Kinder, die  

nicht gut genug Deutsch sprechen

Deutschpflicht als Voraussetzung  
für Sozialleistungen

Islamische Kindergärten  
strenger kontrollieren

Mehr Informationen in der Herkunftssprache  
in öffentlichen Einrichtungen

Besserer Zugang für Flüchtlinge und 
Zuwander/innen zu Gemeindewohnungen

●	 stimme sehr zu     ●	 eher zu      ●	 weniger zu     ●	 gar nicht zu     ●	 weiß nicht/keine Angabe       

Rundungsdifferenzen möglich.

Angaben in %

3651868

2561868

49101958

521192629

1031282111

Zustimmung zu Vorschlägen zur  
Verhinderung von Parallelgesellschaften 
Ganze 86% der Bevölkerung stimmen sowohl 

dem Vorschlag eines verpflichtenden zwei-

ten Kindergartenjahres für nicht gut genug 

Deutsch sprechende Kinder als auch einer 

Deutschpflicht als Voraussetzung für Sozial-

leistungen zu. 

Die Vorschläge, islamische Kindergärten 

strenger zu kontrollieren (77%) sowie mehr 

Informationen in anderen Herkunftssprachen 

in öffentlichen Einrichtungen zur Verfügung 

zu stellen (55%), werden ebenfalls mehrheit-

lich befürwortet.

Auf Ablehnung stößt der Vorschlag eines 

besseren Zuganges für Flüchtlinge und 

Zuwander/innen zu Gemeindewohnungen.
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Das Integrationsbarometer ist eine Be fra-

gung, die vom Österreichischen Integrati-

onsfonds (ÖIF) in Zusammenarbeit mit Peter 

Hajek Public Opinion Strategies erstellt wird. 

Erstmals im November 2015 durchgeführt, 

werden seitdem regelmäßig 1.000 österrei-

chische Staatsbürger/innen durch Telefon-

interviews sowie eine Onlinebefragung zum 

Zusammenleben von Menschen mit und 

ohne Migrationshintergrund befragt.

Ziel des ÖIF-Integrationsbarometers ist es, 

regelmäßig Einstellungen und Stimmungs-

strömungen zum Thema Integration zu  

erheben und damit Zahlen und Fakten für  

die Integrationsarbeit zu liefern.

Alle bisherigen Ausgaben des Integrations-

barometers finden Sie auf der Homepage 

des Österreichischen Integrationsfonds unter 

www.integrationsfonds.at.
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